
 40.1111 

Artikel 37  Deponiezone, Abbauzone  
1  Die Deponiezone bezweckt, Abfälle ordnungsgemäss abzulagern. Die 
Abbauzone dient dem Abbau von mineralischen Stoffen, wie Stein, Kies, 
Sand und dergleichen.  
2  Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen, die für die Ablagerung und 
die damit verbundene Wiederaufbereitung von Abfällen, den Abbau und die 
Aufbereitung mineralischer Stoffe oder die Rekultivierung und die Nachnut-
zung des Geländes erforderlich sind.  
3  Spätestens nach Abschluss der Deponie oder der Rekultivierung ist die 
betroffene Fläche im Nutzungsplanverfahren jener Zone zuzuteilen, die sich 
für die Nachnutzung eignet.  

Artikel 38  Zone für besondere Anlagen und Betriebsstätten  
1  Zonen für besondere Anlagen und Betriebsstätten dienen speziellen Bau-
ten, Anlagen und Nutzungen, die sich nicht oder nur schlecht verträglich 
einer anderen Zone zuordnen lassen, wie Anlagen für erneuerbare Ener-
gien, grössere Parkierungsanlagen und dergleichen.  
2  Zulässig sind nur solche Bauten, Anlagen und Nutzungen, die dem Zo-
nenzweck entsprechen.  

Artikel 39  Zone mit Quartierplan- oder Quartiergestaltungsplanpflicht  
1  Als Zone mit Quartierplan- oder Quartiergestaltungsplanpflicht können 
zusammenhängende Teilgebiete ausgeschieden werden, deren Überbau-
ung und Erschliessung der Landschaft oder der Siedlung besonders ange-
passt werden sollen oder die für die Ortsentwicklung besonders bedeutsam 
sind (wie Hanglagen, Kuppen, Ortskerne, grössere Neubaugebiete).  
2  In solchen Zonen dürfen Bauten und Anlagen nur gestützt auf einen 
rechtskräftigen Quartier- oder Gestaltungsplan erstellt werden.  

Artikel 40  Gefahrenzone  
1  Der Kanton erarbeitet für die Siedlungsgebiete behördenverbindliche Ge-
fahrenkarten. Die Gemeinden berücksichtigen die Gefahrenkarte in der Nut-
zungsplanung und scheiden, wo nötig, Gefahrenzonen aus.  
2  Gefahrenzonen umfassen Gebiete, die durch Lawinen, Rutschungen, 
Steinschlag, Überschwemmung oder andere Naturereignisse bedroht sind. 
Sie werden entsprechend den kantonalen Gefahrenkarten in Zonen mit er-
heblicher Gefahr (rot), mit mittlerer Gefahr (blau) und mit geringer Gefahr 
(gelb) unterteilt.  
3  In der Gefahrenzone (rot) dürfen keine neuen Bauten und Anlagen erstellt 
werden, die dem Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen. Bestehende 
Bauten und Anlagen, die dem Aufenthalt von Menschen und Tieren dienen, 
dürfen nur unterhalten werden; die Besitzstandsgarantie gilt nur in diesem 
Rahmen. Andere Bauten und Anlagen sind nur zulässig, wenn sie auf den 
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Standort angewiesen sind und mit Schutzmassnahmen vor einer Zerstörung 
weitgehend geschützt werden.  
4  In der Gefahrenzone (blau) dürfen Bauten und Anlagen, die dem Aufent-
halt von Menschen und Tieren dienen, nur erstellt werden, wenn das Scha-
denrisiko durch eine geeignete Standortwahl oder durch geeignete Schutz-
massnahmen auf ein zumutbares Mass gesenkt wird.  
5  Bei Bauvorhaben in der Gefahrenzone (gelb) sollen die Bauwilligen über 
die Gefahrensituation orientiert werden.  
6  Fehlen kantonale Gefahrenkarten, ist diese Bestimmung sinngemäss an-
zuwenden.  

Artikel 41  Gewässerraumzone  
1  Die Gewässerraumzone schützt vor Hochwasser, gewährleistet den Ge-
wässerunterhalt und sichert dem Gewässer seine natürlichen Funktionen.  
2  Bauten, Anlagen und Nutzungen sind zulässig, sofern sie dem Zonen-
zweck nicht widersprechen.  
3  Der Regierungsrat regelt das Nähere in einem Reglement.  

5. Unterabschnitt:  Z u s t ä n d i g k e i t  u n d  V e r f a h r e n   

Artikel 42  Zuständigkeit  
Die Gemeindeversammlung genehmigt den Nutzungsplan, den der Ge-
meinderat ihr vorlegt.  

Artikel 43  Verfahren  
1  Der Nutzungsplan ist während 30 Tagen öffentlich aufzulegen. Die Auflage 
ist öffentlich bekanntzumachen.  
2  Innerhalb der Auflagefrist können schriftliche Einsprachen mit bestimmten 
Begehren und begründet beim Gemeinderat eingereicht werden.  
3  Kann die Einsprache nicht gütlich erledigt werden, entscheidet der Ge-
meinderat darüber. Falls die Verständigung oder der Einspracheentscheid 
wesentliche Änderungen zur Folge hat, ist die öffentliche Auflage ganz oder 
teilweise zu wiederholen.  
4  Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach der Verordnung über die Ver-
waltungsrechtspflege9.  
5  Das Mitwirkungsrecht der Bevölkerung ist zu gewährleisten.  

___________ 
9 RB 2.2345 
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Artikel 87  Schutz vor Naturgefahren  
1  Auf Grundstücken, die Naturgefahren besonders ausgesetzt sind, ist die 
Errichtung von Bauten, die zum Aufenthalt von Mensch und Tier bestimmt 
sind, je nach dem Grade der Gefahr, nur unter entsprechenden sichernden 
Bedingungen zu gestatten oder ganz zu verbieten. Dabei ist den Bedürfnis-
sen der Land- und Forstwirtschaft Rechnung zu tragen.  
2  Dem Baugesuchsteller bleibt der Nachweis vorbehalten, dass die Gefähr-
dung des Baugrundstückes und der Zufahrt durch sichernde Massnahmen 
behoben ist.  
3  Vorbehalten bleiben weitergehende Einschränkungen, die sich aus einer 
Gefahrenzone nach diesem Gesetz ergeben.  

Artikel 88  Immissionsschutz  
1  Bauten und Anlagen dürfen nicht zu Einwirkungen auf die Nachbarschaft 
führen, die der Zonenordnung widersprechen.  
2  Im Grenzbereich gegenüber Wohnzonen ist auf diese Rücksicht zu neh-
men. Es können im Baubewilligungsverfahren entsprechende Bedingungen 
und Auflagen verfügt oder Projektänderungen verlangt werden.  

Artikel 89  Erst- und Zweitwohnungsanteil  
Um ein genügendes Angebot an Wohnungen für die ortsansässige Bevölke-
rung zu sichern und ein angemessenes Verhältnis zwischen dauernd be-
wohnten Wohnungen und Zweitwohnungen zu erreichen, können die Ge-
meinden Erst- und Zweitwohnungsanteile festlegen oder gleichwertige Re-
gelungen treffen.  

Artikel 90  Duldung öffentlicher Einrichtungen  
1  Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer haben zu dulden, dass Ver-
kehrssignale, Strassenschilder, Beleuchtungseinrichtungen, Hydranten und 
ähnliche im öffentlichen Interesse liegende Anlagen auf ihrem Grundstück 
errichtet werden. Sie sind anzuhören, bevor ihr Grundstück beansprucht 
wird.  
2  Wesentlicher Schaden, der durch den Eingriff entstanden ist, ist zu erset-
zen.  

2. Abschnitt:  Abstandsvorschriften  

Artikel 91  Bauten und Anlagen an Fliessgewässern  
1  Der Raum entlang offener Fliessgewässer bezweckt, den Hochwasser-
schutz und die natürlichen Funktionen des Gewässers sicherzustellen. An-
dere Nutzungen sind zulässig, sofern sie diesen Zweck nicht beeinträchti-
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